
H I  ER 200/54
Verkündet 

am 1. März 1956 
M H B i ;  Justi zang e s t 
als Upkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

j 3

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des Kaufmanns Pritz 
1P?

Klägers, Berufungsbeklagten und 
Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt
gegen

die Stadtgemeinde W f l P - S i H I , vertreten durch den Rat 
der Gemeinde,

Beklagte, Berufungsklägerin und 
Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt

hat der III0 Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 1. Marz 1956 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Dr.Pagendarm, Rietschel, Dr.Weber, Br. 
Arndt und Ür'o < Y/olany" /

für Recht erkannts

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 4c 
Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Hamm (Westf«.) 
vom 8o April 1954 wird zurückgewiesen.

Per Kläger hat die Kosten der Revision zu tra­
gen®

Von Rechts wegen



Tatbestands

Der Kläger betrieb auf Grund einer Erlaubnis des Stadt­
ausschusses von WflHB-EiflHl vom 7- Dezember 1933 unter der 
Firma Wach- und Schutzdienst” ein Bewachungs­
gewerbe 0 Anfang Mai 1945 wurde er von den Amerikanern fest­
genommen und bis Ende Aigust 1947 interniert* Sein Vermögen 
wurde nach Militärregierungsgesetz Nr 52 beschlagnahmt, ein 
Treuhänder wurde zunächst nicht eingesetzt* Im Mai 1945 trug 
der bei dem Gewerbeamt der Beklagteh beschäftigte Angestell­
te EzflBHHi in der Karteikarte des Klägers in der Gewerbe­
kartei der Beklagten folgenden Vermerk eins ”1*5 <>1945 amt­
lich abgemeldet*”

Ein Angestellter des Klägers namens KefllHl führte das 
Geschäft des Klägers im Einverständnis mit dessen Ehefrau 
noch einige Monate in beschränktem Umfang weiter* Mit Un­
terstützung des ReflHB gründete alsdann der frühere Poli- 
zeibeamte Haflft in VmB^EiflHi ein neues Bewachungsunter­
nehmen, für das er Ende August 1945 eine vorläufige, im Oktober 
1949 die endgültige Gewerbeerlaubnis erhielt. Ein großer 
Teil der früheren Kunden des Klägers wurde von dem neuen 
Unternehmen des H a ^ ®  übernommen.

Nach seiner Entlassung aus der Internierungshaft bemüh­
te sich der Kläger um die Freigabe seines beschlagnahmten 
Eigentums und um die Wiederaufnahme seines Gewerbebetriebes* 
Durch Verfügung des Bezirksbeauftragten für gesperrte Ver­
mögen in A r ^ H ^ v o m  25. Januar 1949 wurde mit Wirkung vom 
1. Februar 1949 der Steuerberater in
zum Treuhänder für das Vermögen des Klägers einschließlich 
seines Gev/erbeunternehmens bestellt* teilte der Be­
klagten am 1* Februar 1949 mit, daß er zum Treuhänder be­
stellt worden sei und daß er ab 1* Februar 1949 den Gewerbe­
betrieb des Klägers auf Grund der Gewerbeerlaubnis vom 7<>
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Dezember 1935 fortführen werde« Pie Beklagte antwortete am 
14o Februar 1949? daß die Firma des Klägers am 1, Mai 1945 
amtlich abgemeldet und somit erloschen sei. Sie stellte dem 
Treuhänder anheim, einen Antrag auf Genehmigung zur Neu­
einrichtung des Unternehmens zu stellen. Der Treuhänder 
ließ sich durch dieses Schreiben nicht davon abhalten, 
das Gewerbe des Klägers wieder aufzunehmen. Nachdem der 
Kläger iffl Entnazifizierungsverfahren in Kategorie IV ohne 
Vermögenssperre eingestuft worden- warwurde am 3. Mai 1950 
die Vermögenssperre und die Treuhänderschaft aufgehoben» 
Seitdem betreibt der Kläger sein Gewerbe wieder in eigener 
Person»

Per Kläger hat Klage erhoben mit dem Antrag, die Be­
klagte zur Zahlung von 2.000 PM zu verurteilen. Er hat dazu 
vorgetragen, der Abmeldungsvermerk sei ohne jede gesetz­
liche Grundlage in die Gewerbekartei* eingetragen worden. 
Infolge dieses Eintrages, der Mitteilung hiervon an seine 
Frau und der entsprechenden Auskünfte der Beklagten an den 
Kreisbeauftragten für gesperrte Vermögen, CflBI und dessen 
Nachfolger R i M H f e  sei die Fortführung seines Unternehmens 
durch seine Frau, sowie die Bestellung eines Treuhänders 
für das Unternehmen unterblieben und der Betrieb infolge­
dessen stillgelegen. Ohne diesen gesetzwidrigen Vermerk wäre 
es auch nicht zur Zulassung des Konkurrenzbetriebes Ha 
gekommen« Es sei ihm dadurch ein erheblicher Verdienstaus­
fall entstanden, den er auf mindestens 67.000 PM beziffert« 
Hiervon wird ein Teilbetrag von 2.000 PM geltend gemacht»

Die Beklagte hat die Abweisung der Klage beantragt» Sie 
hat vorgetragen, es fehle schon deshalb an einer Amtspflicht 
Verletzung, weil die Eintragung der Abmeldung auf Befehl 
der Militärregierung erfolgt sei. Wenn sich der Angestellte 

dabei auch möglicherweise im Ausdruck vergriffen 
habe, so habet er doch damit nur dgm tatsächlichen Zustand
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Rechnung getragen, denn dem Kläger sei durch die Mili­
tärregierung die Ausübung des Betriebes verboten worden 
und der Betrieb sei dadurch praktisch zum Erliegen gekom­
men? er habe auch nicht durch einen Stellvertreter ausge­
übt werden können« Auf die Einsetzungeines Treuhänders 
habe die Beklagte keinen Einfluß gehabt. Sie habe auch 
dem Kreisbeauftragten für gesperrte Vermögen nicht die Aus­
kunft erteilt, das Gewerbe des Klägers sei amtlich ab­
gemeldet c Ein etwa nicht ganz richtiges Verhalten des 
Angestellten P r f H H H I  sei daher auf keinen Pall ursäch­
lich für den dem Kläger etwa entstandenen Schaden ge­
wesen.

Bas Landgericht hat den Klageanspruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt«, Äuf die Berufung des Beklagten 
hat das Oberlandesgericht die Klage abgewiesen.

Mit der Revision erstrebt der Kläger die Aufhebung 
des Berufungsurteils und die Zurückweisung der Berufung 
der Beklagten. Bie Beklagte beantragt die Zurückweis\mg 
der Revision. Ber Kläger hat im Revisionsrechtszug er- 
klart, daß er mit der Klage in erster Linie die Schäden 
aus den ersten Monaten nach Mai 1945, hilfsweise aber auch 
die Schäden für spätere Zeiten geltend mache0 .

Ent s chei dungsgründe§

Bas Berufungsgericht ist der Auffassung, daß für den 
Eintrag in der Gewerbekartei Mab 1,5o1945 amtlich abgemel- 
det” eine Rechtsgrundlage nicht vorhanden gewesen sei, da 
die Voraussetzungen für eine Entziehung der Gewerbeerlaub­
nis nicht Vorgelegen hätten. Es läßt jedoch die Präge, ob 
darin eine schuldhafte AmtspflichtVerletzung der Beklag­
ten zu erblicken sei, offen, da dieser Vermerk jedenfalls
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nicht ursächlich für den Schaden des Klägers gewesen sei. 
Das Berufungsgericht sieht es als nicht feststellbar an, 
daß dem Kläger oder seiner Ehefrau die Abmeldung des Be­
triebes seinerzeit mitgeteilt worden ist. Es führt weiter 
aus, daß nicht feststellbar sei, daß von Beamten der Be­
klagten dem Kreisbeauftragten für gesperrte Vermögen die 
Mitteilung gemacht worden sei, der Betrieb des Klägers 
sei abgemeldet oder erloschen, und daß dieser dadurch 
von der Bestellung eines Treuhänders abgehalten worden 
sei«, Die nach Ansicht des Berufungsgerichts erste nach­
weisbare dahingehende Mitteilung vom 14. Februar 1949 
sei nicht mehr für den Schaden des Klägers ursächlich ge­
wesen, weil der Treuhänder den Betrieb des Klägers trotz­
dem weiter fortgeführt habe.

Die Revision greift dies in verschiedener Richtung
an.

1. Der Kläger hatte ursprünglich behauptet, weder 
ihm noch seiner Ehefrau sei die Abmeldung seines Unterneh­
mens von der Beklagten damals mitgeteilt worden. Später 
hat er im Gegensatz zu seinen früheren Behauptungen vorge- 
tragen, seiner Ehefrau sei dies mitgeteilt worden und die­
se habe sich darauf mit einem in Abschrift vorgelegten 
Schreiben vom 10. Mai 1945 an die Beklagte mit der Bitte 
gewandt, ihr die Genehmigung zur Fortsetzung des Betrie­
bes zu erteilen. Die Ehefrau des Klägers hat dies bei 
ihrer späteren Vernehmung als Zeugin bestätigt. Das Be­
rufungsgericht hat unter eingehender Würdigung des wider­
spruchsvollen Vortrages des Klägers ausgeführt, daß die 
Angaben der Ehefrau des Klägers nicht glaubwürdig seien und 
es deshalb nicht feststellbar sei, daß ihr die Abmeldung 
des Betriebes im Mai 1945 mitgeteilt worden sei.
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Der Angriff der Revision gegen diese Feststellung ist 
unbeachtlich, da er sich nur gegen die Beweiswürdigung 
des Berufungsgerichts wendet. Diese Beweiswürdigung läßt 
keinen Irrtum, erkennen. Im übrigen ist aus dem angeblichen 
Schreiben der Ehefrau des Klägers vom 10. Mai 1945? des­
sen Nichtberücksichtigung die Revision rügt, auch nicht 
unmittelbar zu entnehmen, daß sie eine Benachrichtigung 
von der Abmeldung durch die Beklagte erhalten hat. Das 
Schreiben kann auch dadurch erklärt werden, daß die Ehefrau 
nur deshalb, weil ihr Mann verhaftet worden und deshalb an 
der Ausübung seines Gewerbes praktisch verhindert war, 
sich um die Genehmigung:zur Fortsetzung des Gewerbes durch 
sie bemüht hat. Dafür spricht auch der Umstand,, daß in 
dem vorgelegten Schreiben vom 10a Mai 1945 auf eine ) t 
Mitteilung: ' '. der Beklagten nicht Bezug genommen worden 
ist o

Der Kläger bat sich auch darauf berufen, daß das an­
gebliche Schreiben der Beklagten der Ehefrau des Klägers 
durch einen Boten der Beklagten überbracht worden sei, der 
darüber Auskunft geben könne. Der Kläger hat hierfür aber 
keinen Beweis angetreten. Zu Unrecht rügt die Revision, daß 
das Berufungsgericht es verabsäumt habe, darauf hinzuwir­
ken, einen entsprechenden Beweisantrag zu stellen. Dazu 
bestand für das Berufungsgericht keine Veranlassung, nach­
dem die Beklagte in ihrem Schriftsatz vom 8. September 1953 
erklärt hatte, sie habe hinsichtlich der Person des Bo­
ten nichts feststeilen können. Das Berufungsgericht konnte 
davon ausgehen, daß es nunmehr Sache des Klägers sei, das 
Erforderliche zur Ermittlung des Zeugen zu veranlassen. 
Insbesondere konnte das Berufungsgericht dieses Vorbringen 
des Klägers auch’für unbeachtlich halten, weil der betref­
fende Bote nicht mehr hätte aussagen können, als daß der 
Ehefrau des Klägers ein Brief überbracht worden ist. Daß



dieser Bote auch den Inhalt dieses Briefes gekannt hat 
- und nur darauf wurde es ankommen - hat der Kläger nicht 
behauptet 0

2o Der Stadtamtmann der Beklagten«, Be , hat als
Zeuge bekundet, er habe dem damaligen Kreisbeauftragten für

könne sich darauf nicht besinnen« Bas Berufungsgericht hat 
unter Abwägung dieser beiden Aussagen es als nicht festsbellbär

Unternehmens unterrichtet worden ist« Die hiergegen gerich­
tete Rüge der Revision geht ebenfalls nur gegen die Beweis- 
Würdigung des Berufungsgerichts und ist deshalb unbeacht­
lich« Die Beweiswürdigung des Berufungsgerichts kann auch 
nicht, wie die Revision meint, deshalb angegriffen werden, 
weil es sich bei B e ^ ^ H ^ H V u m  einen leitenden Beamten der 
Stadt gehandelt hat und die Beklagte sich überdies an dessen 
Aussagen wie an ein Geständnis festhalten lassen müsse« Da 
Bergmannshof nicht als gesetzlicher Vertreter der Beklagten, 
sondern als Zeuge gehört worden ist, kann seiner Angabe 
keinesfalls eine Geständniswirkung im Sinne des § 288 ZPO 
beigelegt werden. Im übrigen läßt die Annahme, daß auch 
bei einem leitenden Beamten der Stadt ein Irrtum möglich 
ist, keinen Fehler erkennen«

3o Die Revision rügt ferner, das Berufungsgericht habe 
bei seiner Beweiswürdigung nicht beachtet, daß es sich um 
die Frage des ursächlichen Zusammenhanges zwischen der rechts­
widrigen Eintragung und dem behaupteten Schaden gehandelt 
habe und daß es deshalb in seiner Beweiswürdigung nicht an 
die Regeln der Beweislast gebunden gewesen sei, sondern die 
BeweisWürdigung nach § 287 ZPO nach freiem Ermessen hätte 
vornehmen können. Hätte das Berufungsgericht das erkannt,

gesperrte Vermögen gesagt, das Gewerbe des Klägers
sei amtlich abgemeldet % CflBV hat als Zeuge angegeben, er

angesehen, daß C von B über die Abmeldung des
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so wäre es bei seinen ’Feststellungen möglicherweise zu 
einem anderen Ergebnis gekommen«

Diese Rüge ist nicht begründet. Die Revision verkennt 
dabei, daß es sich bei den von ihr angegriffenen Feststel­
lungen des Berufungsgerichts nicht' um die nach § 28? ZPO vor­
zunehmende Feststellung des Kausalzusammenhanges zwischen 
den erst zu beweisenden Tatsachen und dem Schaden, sondern 
um die Feststellung von Tatsachen handelt, die den kon­
kreten Haftungsgrund der Beklagten bilden? diese Tatsachen 
sind aber nicht nach § 287 ZPO, sondern nach § 286 ZPO zu 
beweisen (Entscheidung des Senats vom 1. Marz 1951 in LM 3 
zu § 287 ZPO mit Anm und BGHZ 4, 192)0 Das Berufungsge­
richt hat also seine BeweisWürdigung hinsichtlich der Tat­
sache, ob der Bezirksbeauftragte für gesperrte Vermögen 
von dem Zeugen B e J [ ^ B H H  über Abmeldung des Betriebes 
unterrichtet worden ist, mit Recht nach § 286 ZPO vorge­
nommen. ✓

4« Die Revision rügt schließlich, das Berufungsgericht 
habe nicht beachtet, daß die Beklägte das Unternehmen des 
Klägers in jeder Beziehung, also nicht nur durch entspre­
chend unrichtige Auskünfte, als nicht mehr existent behan­
delt habe, so z.B. durch Freigabe von Uniformen an das 
Unternehmen HaflBfc Auch das geht fehl. Das Berufungsgericht 
hatte keine Veranlassung darauf einzugehen, denn die Behaup­
tungen des Klägers in den Tatsacheninstanzen gingen nur 
dahin, daß die Verzögerung in der Bestellung eines Treuhän­
ders auf den falschen Eintrag in der Uewerbekartei und 
die unrichtigen Auskünfte der Beklagten an die Kreisbe­
auftragten für gesperrte Vermögen zurückzuführen sei. Der 
Kläger hat nicht behauptet, daß die Kreisbeauftragten 
sich durch ein sonstiges Verhalten der Beklagten von der 
Biestellung eines Treuhänders hätten abhalten lassen. Im
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übrigen v,ürde ein derartiges Verhalten auch noch nicht den 
Rückschluß zulassen, das Gewerbe des Klägers sei "amtlich 
abgemeldet" worden»

5o Der Kläger hat ferner noch vorgetragen, daß die un­
richtige Eintragung in der Gewerbekartei über die amtliche 
Abmeldung des Unternehmens auch dafür ursächlich gewesen sei, 
daß dem neuen Unternehmen HdBRdie Gewerbeerlaubnis erteilt 
wordene seio Dies wäre nicht geschehen, wenn der Betrieb als 
fortbestehend angesehen und behandelt worden wäre (Schrift­
satz vom 30o März 1953)° Das ergebe sich aus dem anläßlich 
der Erteilung der Gewerbeerlaubnis für abgefaßten Schrei
ben der Kriminalpolizei vom 31» Juli 1945? in dem
berichtet wird, das Gewerbe des Klägers sei bereits zur Ab­
meldung gelangt»

Die Revision rügt, daß das Berufungsgericht sich mit die­
sem Vorbringen des Klägers nicht auseinandergesetzt-habe»

Diese Rüge kann keinen Erfolg haben, denn der Vortrag 
des Klägers ist insoweit nicht schlüssig» Nach § 34 a GewO 
kann die Erteilung der Erlaubnis zum Betrieb eines Bewachungs­
unternehmens nicht von der Bedürfnisfrage abhängig gemacht 
werden» Die beklagte S-̂ adt mußte HaflMalso, sofern die son­
stigen nach § 34 a GewO erforderlichen Voraussetzungen gege­
ben waren, diesem die nachgesuchte Erlaubnis erteilen, gleich­
viel ob daneben das Gewerbe des Klägers noch bestand o’der 
nicht» Darauf, daß die Stadt möglicherweise entgegen den 
gesetzlichen Bestimmungen auf die Bedürfnisfrage entschei­
dend Wert gelegt hat, kann sich der Kläger nicht berufen.

Abef auch; wenn es unter den damaligen besonderen Verhält­
nissen, etwa auf Grund von Anweisungen der Militärregierung, 

auf die Bedürfnisfrage angekommen wäre, wäre der Eintrag



über die Abmeldung des Betriebes des Klägers für die Erlaub­
niserteilung an HaBBl nicht ursächlich gewesen? denn die Be­
klagte hätte auf Grund des Umstandes? daß der Betrieb des 
Klägers tatsächlich ruhte? diesen Betrieb als nicht existent an­
gesehen und die Bedürfnisfrage erkennbar bejaht»

Die Revision ist deshalb mit der Kostenfolge des § 97 ZPO 
zurückzuwe is en»

Br•Pagendarm Rietschel
BroApndt Wolany

Br»Weber
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